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Der Ortsverein/Unterbezirk/Bezirk möge beschließen:

Adressat: Parteivorstand

Gemeinsam für den aktiven und handlungsfähigen Staat
Die Versorgungsbereiche der öffentlichen Daseinsvorsorge sind mithilfe einer Verfassungsänderung vor dem Einfluss der Märkte und Profitinteressen zu schützen. Erfolgte Privatisierungen sind rückgängig zu machen.
Dies betrifft die für ein funktionierendes Gemeinwesen notwendigen Angebote an sozialen Dienstleistungen, Versorgung und Entsorgung, Infrastruktur und Verkehr, Sozialwirtschaft, Justiz, Sicherheitsbehörden und Verwaltung, Kultur, Bildungswesen und Wohnungswesen. Diese Bereiche der Daseinsvorsorge wollen wir nicht weiter den Sparzwängen aussetzen und unter betriebswirtschaftlichen Aspekten betrachten, sondern durch Investitionen attraktiver und für alle gleichermaßen zugänglich machen. Wir wollen die Bereiche der Daseinsvorsorge im Grundgesetz konkret verankern und absichern. Konkret geht es um folgende Handlungsfelder:

Öffentliche Daseinsvorsorge
Wir erleben, dass Liberalisierung und Privatisierung die Ungleichheit in der Gesellschaft fördern. Wasserversorgung, Energieversorgung, Abfallwirtschaft, Nahverkehr, Telekommunikation, Bildungsangebote, Wohnraum, Gesundheitsversorgung und Pflegeinfrastruktur, aber auch Sparkassen dürfen nicht dem Wettbewerb und freien Markt ausgesetzt werden. In diesen Bereichen ist der Irrweg des Neoliberalismus besonders stark zu spüren. Diese Wirtschaftsbereiche sind für die Bevölkerung grundlegend und unverzichtbar für gerechte Teilhabe. Diese Bereiche gehören in die Hände des Staates. 
Wir wollen eine starke Gemeinwohlverpflichtung der grundlegenden und unverzichtbaren Lebensbereiche und werden diese so klar gesetzlich regeln, wie dies durch den europäischen Verfassungsvertrag grundsätzlich möglich ist. 

Gesundheit
Wir wollen das Gesundheitssystem ausschließlich danach ausrichten, was Bürgerinnen und Bürger brauchen, um präventiv, kurativ und rehabilitativ unterstützt zu werden. Der Mensch muss im Mittelpunkt stehen, von der Prävention bis zur Palliativversorgung. Wir wollen im Gesundheitswesen und in der Pflege keine Orientierung am Profit, sondern an der Versorgungsqualität für alle und der Solidarität der Finanzierung von allen.
Wir wollen den Öffentlichen Gesundheitsdienst zu einer verlässlichen und nicht am Gewinn orientierten dritten Säule im Gesundheitswesen ausbauen. Die Coronapandemie zeigt, dass gerade dem öffentlichen Gesundheitsdienst eine zentrale Rolle zukommen muss.
Wir wollen im Pflegebereich den bisherigen Vorteil der privaten Pflegeanbieter beenden und den Aufbau von Pflegeinfrastruktur zu einer staatlichen Aufgabe machen.
Wir wollen die Privatisierung von Krankenhäusern aufhalten und zurückführen und durch öffentliche Investitionen des Bundes Krankenhäuser wieder in öffentliche Hände geben.
Wir wollen Versorgung in Regionen denken und verbindliche regionale Gesundheitskonferenzen einrichten, die über Versorgungsstrukturen entscheiden. 

Bildung
Wir wollen, dass Bildung lebenslang kostenlos ist und selbstverständlich zu allen Lebensbereichen gehört. 
Wir wollen auch, dass die Investitionen in Bildung und Forschung deutlich erhöht werden. 
Wir wollen, dass der Forschungsbereich an Universitäten nicht auf Drittmittel angewiesen ist, sondern die Unabhängigkeit von Forschung gewährleistet ist.
Wir wollen ein elternunabhängiges BaFöG für alle.
Wir brauchen eine Renaissance der politischen Bildung, auch im außerschulischen Bereich.
Bildung soll sich an der Idee des Friedens, an gesellschaftlichen Erfordernissen und der vollen Entfaltung der Persönlichkeit orientieren. In diesem Sinne müssen die Friedenspädagogik an Schulen ausgebaut und an Universitäten Zivilklauseln eingeführt und die Friedens- und Konfliktforschung gestärkt werden.
Die Digitalisierungsbestrebungen im Bildungsbereich müssen durch demokratische öffentliche Kontrolle reguliert werden, müssen finanziell ausreichend untersetzt sein, dürfen Profitinteressen nicht nachkommen, sondern dürfen nur in didaktisch sinnvoller Weise realisiert werden. Sie dürfen Lernen in Präsenz nicht verdrängen.

Wohnen
Wir wollen, dass Baugrundstücke im öffentlichen Eigentum bleiben und zurückgekauft werden. Die Ausweisung von Bauland muss daran geknüpft werden, dass dieses in öffentlichem Eigentum ist und nur an Dritte verkauft werden darf, wenn spekulativer Weiterverkauf ausgeschlossen ist. 
Zur Schaffung von Wohnraum müssen bundeseigene Baugrundstücke den Kommunen günstiger und schneller zur Verfügung gestellt werden.
Den sozialen Wohnungsbau für bestimmte Zielgruppen wollen wir auch darüber fördern, dass Wohlfahrtsverbände und gemeinwohlorientierte soziale Träger Bauland günstiger zur Verfügung gestellt bekommen und mehr finanzielle Unterstützung zur Schaffung von zielgruppenspezifischen Wohnraumes erfahren. 
Wir wollen eine Bodensteuer einführen, um das Zurückhalten von Bauland zur spekulativen Wertsteigerung zu besteuern.
Wir wollen einen Mietendeckel und die Einführung von Normmieten für Wohnraum sowie die Begrenzung der Modernisierungsumlage. 
Wir wollen Verordnungen gegen Wohnraumzweckentfremdung und den Neubau von mindestens 400.000 bezahlbaren Wohnungen pro Jahr. Wir wollen die Möglichkeit der Enteignung bei Wohnungsnot aktiv einsetzen.
Die Abschaffung der Wohngemeinnützigkeit war ein schwerer Fehler. Sie muss wieder eingeführt werden, um gemeinwohlorientiertes Bewirtschaften und Errichten von Wohnraum wieder finanziell attraktiv zu machen.
Wohnraum und Gebäude, die aus spekulativen Gründen besonders in Großstädten leerstehenden, wollen wir für die Unterbringung von Wohnungslosen temporär beschlagnahmen. 

Mobilität
Privatisierungen im Bereich des ÖPNV und der digitalen Netze haben die Versorgung schlechter gemacht. Um gleiche Lebensbedingungen in Städten, Kommunen, in urbanen und ländlichen Lebensorten zu garantieren, ist Mobilität Grundvoraussetzung. Schienennetze und digitale Netze gehören in öffentliche Hand.
Wir wollen die vollständige Rücknahme der Privatisierung von Bahn und ÖPNV.
Wir wollen die Deutsche Bahn und den kommunalen ÖPNV sowie digitale Netze umbauen.   Sie sollen als Anstalten des öffentlichen Rechtes dezidiert nicht gewinnorientiert arbeiten, sondern dem Gemeinwohl dienen. 
Im Sinne einer Bürger*innenbahn für alle wollen wir durch Netzausbau und Reaktivierung das Land in der Fläche wieder an den Schienenverkehr anbinden. Dies gilt auch für den Güterverkehr. 
Wir wollen weiterhin die Vision eines kostenlosen Nahverkehrs im ganzen Land umsetzen.

Finanzdienstleister
Wir wollen eine Finanzaufsicht, die ihren Namen auch verdient, und umfassende Kontrollmöglichkeiten besitzt, um notwendige strengere Regulierungen des Finanzsektors auch durchsetzen zu können.
Wir wollen, dass Sparkassen und Landesbanken als Finanzsäule im Drei-Säulen-Modell des Finanzsektors ihre Aufgaben im öffentlichen Interesse unter Beachtung des Gemeinwohls betreiben und für die Bevölkerung und für die mittelständische Wirtschaft Dienstleistungen erbringen, denn „Die Erzielung von Gewinn ist nicht der Hauptzweck des Geschäftsbetriebes“ (Sparkassengesetz von NRW). Das muss eingehalten werden.

Begründung
Mit allen diesen Maßnahmen leisten wir einen wichtigen Beitrag zur Sicherstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse.
Mehr Staat, weniger privat muss die Lehre aus den vom Neoliberalismus geprägten politischen Weichenstellungen der letzten Jahrzehnte sein. Wir wissen: Nur ein aktiver Staat, der für seine Bürgerinnen und Bürger da ist und ihre dauerhafte Partizipation fördert und will, ist wichtiger Garant für unsere Demokratie und den sozialen Frieden
Mit diesem Wissen um die Verantwortung des Staates gegenüber seinen Bürgerinnen und Bürgern wollen wir Bereiche der Daseinsvorsorge stärken, damit das Vertrauen in die Versorgungssicherheit des Staates wiederhergestellt wird. 
Unser Gesundheitssystem krankt schon lange an einer Profitorientierung und der Dominanz von Marktlogik. 

Die Durchlässigkeit unseres Bildungssystems gibt es nur auf dem Papier. Der Staat gewährleistet keinen kostenlosen, barrierefreien, diskriminierungsfreien und lebenslangen Zugang zu allen Bereichen der Bildung. Immer noch haben es Kinder aus bildungsfernen Familien ungleich schwerer an den Bildungsangeboten zu partizipieren.
Wir wissen, Ziele von Bildung sind Selbstbestimmungsfähigkeit, Mitbestimmungsfähigkeit Solidaritätsfähigkeit und das Lernen voneinander. Bildung gehört für uns damit zu den Grundrechten aller Menschen und ist ausschlaggebend für das Gelingen der Gegenwart und der Zukunft. 

Wohnen wird für viele zu einem immer zentraleren Problem. Der Anteil am Einkommen, der für Mieten ausgegeben werden muss, wird immer höher. Die Zahl der Sozialwohnungen ist gemessen am Bedarf massiv zurückgegangen, ebenso der Bestand an Wohnungen mit Mietpreisbindung. 

In der derzeitigen pandemiebedingt verschärften Wirtschaftskrise erleben wir wie unverzichtbar ein starker öffentlicher Finanzsektor ist. Durch die Bereitstellung von zahlreichen Hilfen über die KfW konnten im Frühjahr 2020 die gröbsten wirtschaftlichen Schocks insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen aufgefangen werden. Private Finanzdienstleister haben den Finanzsektor erheblich geschwächt. 
Die deutsche Bankenaufsicht BaFin hat in den vergangenen Jahren nicht unbedingt geglänzt. Insbesondere im Jahr 2020 und bei der Insolvenz von Wirecard wurde deutlich, wo die Schwächen liegen und dass eine Stärkung der Aufsicht unumgänglich ist.
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